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Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) 
für die 136. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 21. März 1956 

1, Ab geordneter Sind dem Herrn Bundesjustizminister die 

Dr. Leiske grundsätzlichen Entschließungen des neube- 

gründeten Bundesreferendarverbandes (BRV) 
auf seiner Konferenz am 9./ 10. Dezember 
1955 in Düsseldorf bekannt? 

Ist der Herr Bundesjustizminister geneigt, 
diese Forderungen der juristischen Referendare 
anzuerkennen und den Landesjustiz Verwal- 
tungen zu empfehlen, diese Forderungen zu 
erfüllen? 

Ist der Herr Bundesjustizminister insbesondere 
bereit, sich für die Anerkennung eines Rechts- 
anspruchs aller juristischen Referendare auf 
(iewährung von Unterhaltszuschüssen vom 
Beginn des Vorbereitungsdienstes an in hdÖhe 
des Existenzminimums einzusetzen und dabei 
die Landesjustiz Verwaltungen auf die vorbild- 
liche Verordnung des Finanzministers des 
Landes Nordrhein- Westfalen über die Ge- 
währung von Unterhaltszuschüssen an Be- 
amte im Vorbereitungsdienst vom 18. Novem- 
ber 1955 (Gesetz- und Verordnungsblatt für 
das Land Nordrhein- Westfalen S. 225) zu 
verweisen ? 

2. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die schnell 

Dr. Keller aul strebende Entwicklung der Stadt Amor- 

bach (Landkreis Miltenberg) die Wiederher- 
stellung des im Jahre 1942 in ein Zweigpost- 
amt umgewandelten selbständigen Postamtes 
zweckmäßig erscheinen läßt und auch die 
Schwierigkeiten, welche bei der Abwicklung von 
Versicherungsfragen und der Rentenauszahlung 
auf getreten sind, die Wiederherstellung eines 
selbständigen Postamtes notwendig machen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, aus diesen 
Gründen für baldige Wiederherstellung eines 
selbständigen Postamtes in Amorbach Sorge 
zu tragen ? 

Wann kann Südba) ern, vor allem das Alpen- 
gebiet, mit dem Anschluls an das F'ernsehnetz 
rechnen? 


3. Abgeordnete 

Frau Albrecht 
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4. Abgeordneter 

Schmitt 

(Vockenhausen) 


5. Abgeordneter 

Ritzel 


6. Abgeordneter 
Dr. Friedensburg 


7. Abgeordneter 
Kortmann 


Ist der Herr Bundespostminister bereit, dafür 
Sorge zu tragen, daß der Fernselbstwähldienst 
der Bevölkerung nicht die Möglichkeit nimmt, 
R-Gespräche anzumelden, weil in letzter Zeit 
viele Ämter es abgelehnt haben, R-Gespräche 
nach Orten zu vermitteln, die durch Fern- 
selbstwähldlenst erreichbar sind? 


Billigt der Herr Bundespostminister die ge- 
plante Verlegung der Leitung der seit 30 Jahren 
bestehenden Kraftpostlinie Erbach — Amorbach 
nach Heidelberg bzw. in den Bereich der 
Oberpostdirektion Karlsruhe? 

Ist der Herr Bundespostminister der Auf- 
fassung, daß es sich mit den Rationalisierungs- 
bestrebungen der Bundespost verträgt, daß 
die geplante neue Linie mit der seit Jahrzehn- 
ten bestehenden Linie Erbach — Heppenheim 
auf der Straße Wegscheide — Erbach zeitlich 
fast parallel läuft? 

Aus welchen Gründen soll die seit 30 Jahren 
bestens bewährte Einrichtung nunmehr über 
den Haufen geworfen werden? 

Hält die Bundesregierung nicht den Zeitpunkt 
für gekommen, in geeigneten Verhandlungen 
mit den beteiligten Regierungen die Aufhebung 
der kränkenden Verkaufsverpflichtungen her- 
beizuführen, die einigen führenden deutschen 
Industrieunternehmen, insbesondere der Firma 
Friedrich Krupp und der August-Thyssen- 
Hütte, auferlegt sind, die zu zumutbaren 
Bedingungen praktisch nicht durchgeführt 
werden können, deren psychologische, politi- 
sche und wirtschaftliche Voraussetzungen längst 
durch die tatsädiliche Entwicklung gegenstands- 
los geworden sind und die die wirtschaftliche 
Entfaltung der betreffenden Unternehmen 
zum Schaden der Gesamtwirtschaft lähmen 
und beeinträchtigen? 

Ist der Herr Bundesverkehrsminister ln der 
Lage, anzugeben, wann mit der Wiederher- 
stellung des nach dem Kriege streckenweise 
ausgebauten zweiten Gleises der Bundesbahn- 
strecke Rheine — Emden zu rechnen ist? 

Wird die Fertigstellung der Eisenbahnbrücke 
über die Leda bei Leer vorraussiclitlich noch 
so zeitig erfolgen, daß der volle zweigleisige 
Betrieb über die Brücke noch für die Badesaison 
auf den Inseln wirksam werden kann? 
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8 . Abgeordneter 

Dr- Rinke 


9. Abgeordneter 

Funk 


10, Abgeordneter 

Menzel 


11. Abgeordneter 
Kahn- 
Ackermann 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Mehrzahl der Atlanten und Landkarten des 
Auslandes die deutschen Gebiete ostwärts der 
Oder-Neiße-Linie meist ohne jede Ein- 
schränkung dem polnischen bzw. sowjetischen 
Staatsgebiet zurechnen und nur polnische bzw. 
sowjetische Ortsnamen verwenden? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
eine Änderung dieser die deutschen Interessen 
schädigenden Handhabung, besonders soweit 
die NATO-Länder in Frage kommen, zu 
erreichen? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die deutsche Schafzucht in ihrem schweren 
Existenzkampf zu unterstützen, insbesondere 
in bezug auf Wollpreisstützung? 

Ist die Bundesregierung bereit, durch geeignete 
Maßnahmen einen besseren Absatz der deut- 
schen Wolle zu ermöglichen? 

Sind der Bundesregierung die Gründe bekannt, 
die die südafrikanische Regierung unter Ver- 
letzung der von allen zivilisierten Staaten 
anerkannten Grundsätze über das Asylrecht 
und unter Übertretung aller Gesetze der 
Menschlichkeit veranlaßt haben, fünf Deutsche, 
die von dem Truppentransporter der franzö- 
sischen Fremdenlegion „Pasteur” auf das Ho- 
heitsgebiet der Südafrikanischen Union geflohen 
waren, gefesselt und mit Gewalt wieder der 
französischen Fremdenlegion auszuliefern? 
Was hat die Bundesregierung wegen dieses 
Vorfalls veranlaßt? Ist sie bereit, der Regierung 
der Südafrikanischen Union förmlich mirzu- 
teilen, daß sie dieses Vorgehen — vor allem 
aber die Tatsache, daß man jenen fünf Männern 
die ausdrücklich verlangte Unterredung mit 
dem zuständigen deutschen Konsul entgegen 
allen völkerrechtlichen Gepflogenheiten ver- 
sagte — als eine unfreundliche Haltung gegen- 
über der Bundesrepublik betrachtet ? 

Ist die Bundesregierung bereit, von Frankreich 
die Rückführung der auf solche widerrechtliche 
Weise ihrer Freiheit beraubten Deutschen zu 
fordern? 

Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die 
in die Millionen gehenden Verluste bei der 
bundeseigenen Capitol-Film GmbH, Berlin, 
unabwendbar waren, und ist die Bundesre- 
gierung bereit, die Ursache dieser Verluste 
untersuchen zu lassen und gegebenenfalls die 
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Geschäftsführung dieser Firma zur Verant- 
wortung zu ziehen? 

Wie viele Personen werden nach wie vor von 
der Capitol-Film GmbH beschäftigt, beson- 
dersin der dramaturgischen Abteilung, obwohl 
der Gesellschaft die Produktionserlaubnis ent- 
zogen worden ist, und welche monatlichen 
Unkosten entstehen dadurch? 

12. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß, nach- 

Eschmann dem die Stationierungsmächte am 10. Februar 

1956 den Tarifpartnern (Bundesfinanzministe- 
rium, Gewerkschaften und Dienstgruppen) 
einen Gegenvorschlag für ein Tarifabkommen 
für die Dienstgruppen, der noch viel schlechter 
als alle vorhergegangenen Vorschläge war, 
gemacht hatten, bis heute noch immer kein 
Tarifabkommen, das die Dienstgruppen unter 
deutsches Arbeitsrecht stellen würde, abi^e- 
schlossen worden ist? 

Ist der Bundesregierung weiter bekannt, daß 
auf Grund dieser Tatsachen in den Dienst- 
gruppen der Bundesrepublik einschließlich 
Berlin (West) erhebliche Unruhe entstanden ist, 
und ist sie mit mir der Meinung, dali Ver- 
handlungen in dieser Sache so gut wie zweck- 
los geworden sind, da anscheinend die Statio- 
nierungsmächte ihre schon immer geübte 
Verzögerungstaktik jetzt auch auf die strittige 
Frage der weiteren Bezahlung der Besatzungs- 
kosten durch die Bundesrepublik ausdehnen? 
Hat die Bundesregierung bereits Maßnahmen 
getroffen oder ist sie bereit, solche zu treffen, 
die Stationierungsmächte darauf hinzuwei- 
sen, daß für die Dienstgruppen nun aber endlich 
Arbeitsbedingungen zu schaffen sind, die 
mit überholten Anschauungen der Besatzungs- 
zeit nicht zu vereinbaren sind, und die die 
Dienstgruppen ab sofort unter arbeitsrecht- 
liche Bedingungen stellen, die für die Menschen 
eines souveränen Staates angebracht sind? 

13. Abgeordneter Weshalb hat das Sozialkabinett am 18. Januar 
Dr. Schellenberg 1956 die sogenannte dynamische Leistungs- 
rente als Kernstück der Neuordnung der 
Alters- und Invaliditätssicherung bezeichnet, 
jedoch am 17. Februar 1956 den Ausdruck 
„dynamische Rente” als sprachlich falsch ab- 
gelehnt und durch den der „Produktivitäts- 
rente” ersetzt? 


14. Abgeordneter Was versteht das Sozialkabinett unter einer 
Dr. Schellenberg Festsetzung der Rentenhöhe nach Versiehe- 



1 5. Abgeordneter 

Paul 


16. Abgeordneter 

Dr. Arndt 


1 7. Abgeordneter 

Seil nei der 
(Bremerhaven) 


18. Abgeordneter 
Schneider 
(Bremerhaven) 


19. Abgeor(1neter 
Spies 

(Fmmenhausen) 


rungsdauer und nach Vomhundertsätzen des 
Einkommens vergleichbarer Arbeitnehmer? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf 
der nur zehn Kilometer langen Neckartal- 
straße zwischen Einlingen und Plochingen 
(Teilstück der Bundesstraße 10) innerhalb von 
drei Jahren bei Verkehrsunfällen 1 7 Menschen 
ums Leben gekommen sind, Hunderte verletzt 
wurden und großer Sachschaden entstanden ist? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um auf dieser Bundesstraße die Verkehrs- 
sicherheit zu erhöhen? Ist die Bundesregierung 
insbesondere bereit, die Errichtung eines ab- 
schirmenden Walls entlang dem Neckar in 
Erwägung zu ziehen? 


Hat der amerikanische Soldat W. Karrickhoff 
als Fahrer eines Tiefladers durch verbotenes 
und verkehrswidriges Wenden auf der Auto- 
bahn bei Ulm einen Verkehrsunfall verschuldet, 
dem drei Menschenleben zum Opfer fielen? 

Wurde Karrickhoff von einem amerikanischen 
Militärgericht frei gesprochen? 

Was ergibt die schriftliche Urteilsbegründung 
über die Sach- und Rechtslage? 

Ist der Herr Bundesverteidigungsminister be- 
reit, beim Aufbau seines Ministeriums in 
angemessenem Umfange Schwerkriegsbeschä- 
digte ehemalige Soldaten zu berücksichtigen? 

Aus welchem Grunde wurden die zwischen 
der Bundesregierung und den Gewerkschaften 
einerseits und den amerikanischen Streitkräiten 
andererseits angebahnten Verhandlungen be- 
treffend die Aufbesserung der Löhne und 
Gehälter der bei den amerikanischen Dienst- 
stellen Beschäftigten unterbrodien? 

Ist mit einer Wiederaufnahme dieser Verhand- 
lungen zu rechnen, und wie werden die 
Aussichten auf die Verbesserung der Bezüge 
von der Bundesregierung beurteilt? 

Glaubt die Bundesregierung, dais die Vorräte 
an Brot- und Luttergetreide grols genug sind, 
um. alle Preissteigerungen im Falle von Miil~ 
ernten und anderen Katastrophen aufzufangen 
und die Versorgung der Bevölkerung sicher- 
zuscellen? 
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20. Abgeordneter 

Kahn- 

Ackermann 


21. Abgeordneter 

Dr. Momnier 


22. Abgeordneter 
Dr. Mommer 


23. Abgeordneter 
Matthes 


24. Abgeordneter 

Dr. Arndt 


26. Abgeordneter 

Kahn- 

Ackermann 


Bonn, den 9. Marz 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß ostzo- 
naler 35 mm-Rohfilm im Rahmen der gültigen 
Interzonenhandelsabkommen zu Dumping- 
preisen in die Bundsrepublik eingeführt wird 
und gegenwärtig ernsthaft die westdeutsche 
Rohfilmerzeugung gefährdet? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, Maßnahmen 
zu ergreifen, um geordnete Wettbew^erbsver- 
hältnisse auf dem westdeutschen Rohfilm- 
markt wiederherzustellen? 

Wann kann der 82 jährige Friedrich Beck in 
Neckarems damit rechnen, daß seine 70QC 
Dollar, die in den USA als Feindvermögen 
beschlagnahmt wurden, von unseren jetzigen 
Verbündeten freigegeben werden? 

Was hat Flerr Bundesminister Strauß am 3. 
März 1956 in einer Versammlung in Erlangen 
über den akkreditieriei'i diplomatischen Ver- 
treter einer der Vier Mächte gesagt? 

Wird der Truppenübunj^splatz Bergen — 
Belsen — Munster in Niedersachsen neben den 
Einheiten der NATO auch Verbänden der 
deutschen Bundeswehr als Übungsgelände zur 
Verfügung stehen, oder ist dafür nur der 
Teilübungsplarz Munster — Nord vorgesehen, 
nachdem die vorgesehene Entgiftung der so- 
genannten „Raubkammer” durdi ge führt ist? 

Trifft es zu, daß der frühere „Oberbürger- 
meister” Berlins, Lippert, auf Grund des 
Gesetzes zu Art. 131 GG Nachzahlungen 
von etwa 100 000 DM sowie für die Zukunft 
cm Ruhegehalt fordert? 

Ist dem Herrn Bundeswirtschaftsminister 
bekannt, daß bei der zunehmenden Zahl von 
Praktikanten aus den wirtschaftlich unterent- 
wickelten Ländern in der Bundesrepublik 
Schwierigkeiten bei der Unterbringung und 
Ausbildung in Wirtschaft und Industrie ent- 
standen sind, die den Regierungen der 
Herkunftsländer große Sorgen bereiten? 

Sicht der Herr Bundeswirtschaftsminister Mittel 
und Wege, auch bei der hohen Zahl von 
Praktikanten, die auf eigenes Risiko in die 
Bundesrepublik einreisen, Vorsorge für eine 
Unterbringung In der Wirtschaft und für eine 
Ausbildung zu treffen, die nicht nur den 
Interessen der Regierungen der Heimatländer, 
sondern auclt der Bundesrepublik entspricht? 

1956 
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